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 ZIVILRECHT 
   

 
Gericht: OLG Karlsruhe   

Diskothekenbetreiber haftet für rutschige Tanzfläche 
BGB 
§ 280 Aktenzeichen: 7 U 125/21 

Datum: 16.03.2022 

 
LEITSATZ: Der Betreiber einer Diskothek muss dafür sorgen, dass die Tanzfläche möglichst frei von Gefahren für 
die Gäste ist. Dazu gehört es, dass die Tanzfläche regelmäßig durch einen Mitarbeiter abgegangen und auf Geträn-
kepfützen sowie Scherben kontrolliert wird. 

 

SACHVERHALT 
Eine Diskobesucherin war im Dezember 2017 am Rand der Tanzfläche auf einer Getränkepfütze ausgerutscht und 

hatte sich bei dem Sturz Knochenbrüche am Sprunggelenk und am Schienbeinkopf zugezogen. Sie musste über zwei 

Wochen stationär im Krankenhaus behandelt und mehrfach operiert werden. 

 

In der ersten Instanz vor dem LG war die Klage der gesetzlichen Krankenversicherung, auf die die Schadensersatzan-

sprüche der Diskothekenbesucherin in Höhe der von ihr erbrachten Versicherungsleistungen übergegangen sind, noch 

abgewiesen worden. Die dagegen eingelegte Berufung hatte jetzt aber vor dem OLG vollumfänglich Erfolg: Die Be-

treiberin der Diskothek wurde zur Erstattung von Behandlungskosten und Krankengeld i.H.v. rund 37.000 € verur-

teilt. Gegen die Nichtzulassung der Revision steht der verurteilten Diskothekenbetreiberin die Beschwerde zum BGH 

offen. 

 

LÖSUNG 
Um hierfür nicht in Haftung genommen zu werden, hätte die Betreiberin der Diskothek beweisen müssen, dass sie 

ausreichende Anordnungen zur Kontrolle und Reinigung des Tanzbodens getroffen hatte und diese am Unfalltag auch 

praktiziert wurden, der Sturz aber trotzdem nicht verhindert werden konnte, weil etwa das Getränk erst nach einem 

kurz zuvor durchgeführten Kontrollgang auf den Boden gelangt war. 

 

Diesen Anforderungen genügten im vorliegenden Fall jedoch bereits die dem "Chef-Springer" als verantwortlicher 

Kontrollperson erteilten Anweisungen nicht. Dieser war lediglich dazu angehalten, sich von einer Bühne aus einen 

Überblick über die Tanzfläche zu verschaffen, ohne diese jedoch selbst zu betreten. Hierdurch konnten bei einer gut 
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besuchten Tanzfläche die Einzelheiten des Fußbodens aber nicht erkannt werden. Die Diskobetreiberin hatte die sich 

für die Gäste beim Tanzen ergebenden Gefahren daher nicht in zumutbarer Weise gering gehalten. 

 

Das kann zwar nicht bedeuten, dass ständig ein Mitarbeiter mit einem Bodenwischer über die Tanzfläche läuft, um 

Getränkepfützen oder Scherben zu beseitigen, eine effektive Kontrolle des Fußbodens in gewissen Zeitabständen ist 

jedoch notwendig. Das gilt insbesondere angesichts der Tatsache, dass die Betreiberin die Mitnahme von Getränken 

auf die Tanzfläche zuließ und deshalb mit dem Verschütten von Flüssigkeiten während des Tanzens gerechnet wer-

den musste. 

 

 

 
Gericht: OLG Frankfurt 

  

Lockdown-Maßnahmen: Auch mittelbare Auswirkungen 
können Anspruch auf Mietanpassung auslösen 

BGB 
§ 313 I Aktenzeichen: 2 U 138/21 

Datum: 18.02.2022 

 
LEITSATZ: Mittelbare Wirkungen der Corona-Pandemie und der auf ihr beruhenden staatlichen Maßnahmen können 
einen Anspruch auf Anpassung des Mietzinses wegen des Wegfalls der Geschäftsgrundlage begründen. Die Un-
zumutbarkeit des Festhaltens am ursprünglichen Vertrag kann allerdings nur anhand der konkreten Umstände ge-
prüft werden. Dies setzt Vortrag zur Kostenstruktur des Geschäftsbetriebs und ihrer Entwicklung in der Pandemie, 
der allgemeinen finanziellen und wirtschaftlichen Verhältnisse des Betriebs, der Inanspruchnahme staatlicher Hilfs-
leistungen bzw. eines Anspruchs hierauf voraus. 

 

SACHVERHALT 
Die Beklagte mietete vom Kläger Gewerbeflächen für einen Reinigungsbetrieb. Weil im Zusammenhang mit den 

behördlichen Anordnungen gegen die Ausbreitung des Corona-Virus viele beruflichen und privaten Veranstaltungen 

entfielen, ließen viele Menschen weniger Kleidung bei der Beklagten reinigen. Dies führte ab März 2020 zu einem 

deutlichen Umsatzeinbruch. In der Zeit von April bis Juli 2020 zahlte die Beklagte deshalb keine Miete. Der Kläger 

begehrt nunmehr die ausstehenden Mieten. 

Das LG gab der Klage statt. Die Berufung der Beklagten hatte vor dem OLG keinen Erfolg. Die Revision zum BGH 

wurde nicht zugelassen. 

 

LÖSUNG 
Der Kläger hat Anspruch auf die vertraglich vereinbarten Mietzahlungen. Die vertraglichen Vereinbarungen waren 

hier nicht durch die Corona-Pandemie und die damit einhergehenden staatlichen Beschränkungsmaßnahmen herabge-

setzt. 
 

Die Geschäftsgrundlage des Mietvertrages wurde zwar durch die Folgen der Pandemie schwerwiegend gestört. Es ist 

davon auszugehen, dass sich die behördlichen Anordnungen auch auf den nicht unmittelbar von staatlichen Schlie-

ßungsmaßnahmen betroffenen Geschäftsbetrieb der Beklagten auswirkten. Es ist gerichtsbekannt, dass aufgrund der 

erheblichen staatlichen Beschränkungen für nahezu jegliche privaten und geschäftlichen Veranstaltungen mit der 

Folge des Ausfalls auch zahlreicher Aktivitäten insbesondere festlichen Charakters sowie umfangreicher Anordnung 

von Heimarbeit der Bedarf an Reinigungsleistungen deutlich gesunken war. Hätten die Parteien eine solche Pandemie 

vorausgesehen, hätten sie voraussichtlich eine zeitweise Herabsetzung der Miete oder jedenfalls ihre zeitweise Stun-

dung vereinbart. 
 

Die Beklagte kann hier dennoch keine Anpassung des Vertrages verlangen, da sie nicht dargelegt hat, dass ihr das 

Festhalten am unveränderten Vertrag nicht zugemutet werden kann. Dabei kommt es nicht darauf an, dass die hier 

streitgegenständlichen Folgen nur mittelbar auf die staatlichen Maßnahmen zurückzuführen sind. Die Beklagte hat 

aber nicht dargelegt, dass ihr das Festhalten an dem Mietvertrag unzumutbar war. Es fehlt am Vortrag zu relevanten 

Umständen wie insbesondere der Kostenstruktur des Geschäftsbetriebs und ihrer Entwicklung, der allgemeinen fi-

nanziellen und wirtschaftlichen Verhältnisse der Beklagten sowie der Frage, ob und ggf. in welcher Höhe staatliche 

Hilfeleistungen erhalten wurden oder ein Anspruch auf sie bestand. 
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Gericht: AG Wiesbaden   

Darf eine WEG Elektroautos aus Tiefgarage aussperren? 
WEG 
§ 20 II Aktenzeichen: 92 C 2541/21 

Datum: 04.02.2022 

 
LEITSATZ: Ein Beschluss der Eigentümerversammlung, der das Abstellen von E-Autos in der Tiefgarage bis auf 
weiteres untersagt, macht den individuellen Rechtsanspruch des § 20 II Nr. 2 WEG zunichte und verstößt damit 
gegen ein wesentliches gesetzgeberisches Ziel der WEG-Reform. Ein solcher Beschluss verstößt daher gegen die 
Grundsätze ordnungsgemäßer Verwaltung, auch wenn man zu Gunsten der Wohnungseigentümergemeinschaft als 
wahr unterstellt, dass die Brandgefahr bei Elektrofahrzeugen größer ist als bei Fahrzeugen mit Verbrennungsmotor. 

 

SACHVERHALT 
Die Beklagte ist eine Wohnungseigentümergemeinschaft. Die Klägerin ist Eigentümerin des Sondereigentums an 

einer Erdgeschosswohnung verbunden mit dem Sondernutzungsrecht an einem Tiefgaragenstellpatz. Die Wohnung 

der Klägerin nebst Tiefgaragenstellpatz war zum Zeitpunkt der Klageerhebung vermietet. Der Mieter nutzte ein Hyb-

rid-Fahrzeug, das er auf dem angemieteten Stellplatz in der Tiefgarage abstellte. Dieses Mietverhältnis ist zwischen-

zeitlich beendet. 

 

In der Eigentümerversammlung am 24.8.2012 hatten die Wohnungseigentümer unter TOP 11 mehrheitlich beschlos-

sen, dass das Abstellen von E-Autos in der Tiefgarage bis auf weiteres untersagt wird. Diesen Beschluss hat die Klä-

gerin angefochten. Sie war der Auffassung, der Beschluss sei bereits wegen mangelnder Beschlusskompetenz nichtig. 

Der Beschluss greife unzulässigerweise in das Sondernutzungsrecht der Klägerin ein und verstoße gegen das gesetz-

geberische Ziel der Förderung der Elektromobilität. 

 

Die Beklagte war der Ansicht, die Klägerin besitze für die Anfechtungsklage kein Rechtsschutzbedürfnis, da das 

Mietverhältnis mit dem Mieter, der ein Hybrid-Fahrzeug nutzte, mittlerweile beendet sei. Sie behauptete zudem, es 

bestehe die Gefahr, dass sich die Lithium-Ionen-Batterien, mit den Elektrofahrzeuge betrieben werden, entzünden 

könnten. 

 

Das AG hat der Klage stattgegeben und den Beschluss für ungültig erklärt. 

 

LÖSUNG 
Die Klägerin besitzt das erforderliche Rechtsschutzbedürfnis. Da das Anfechtungsrecht nicht dem persönlichen Inte-

resse des Anfechtenden dient, sondern dem Interesse aller Wohnungseigentümer auf ordnungsgemäße Verwaltung, 

muss der anfechtende Wohnungseigentümer durch den angefochtenen Beschluss nicht persönlich betroffen sein. 

Somit lässt die Tatsache, dass das Mietverhältnis mit dem Mieter, der ein Hybrid-Fahrzeug nutzt, mittlerweile been-

det ist, das Rechtsschutzbedürfnis der Klägerin nicht entfallen. 

 

Der angegriffene Beschluss verstößt gegen die Grundsätze ordnungsgemäßer Verwaltung. Mit dem Wohnungseigen-

tumsmodernisierungsgesetz hat der Gesetzgeber jedem einzelnen Wohnungseigentümer ein individuelles Recht auf 

die Gestattung baulicher Maßnahmen, die dem Laden elektrisch betriebener Fahrzeuge dienen, gegeben (§ 20 II Nr. 2 

WEG). Dieser individuelle Anspruch, der nicht abdingbar ist, würde durch den angegriffenen Beschluss ins Leere 

laufen. 

 

Der einzelne Wohnungseigentümer könnte zwar die Installation einer Lademöglichkeit erzwingen, könnte sie jedoch 

anschließend nicht nutzen. Damit verstößt der angegriffene Beschluss gegen ein wesentliches gesetzgeberisches Ziel 

der WEG-Reform, da die Schaffung von Ladeinfrastruktur die „Triebfeder“ der WEG-Reform war und macht einen 

individuellen Rechtsanspruch zunichte. Daher verstößt der angegriffene Beschluss gegen die Grundsätze ordnungs-

gemäßer Verwaltung, selbst wenn man zu Gunsten der Beklagten die behauptete besondere Brandgefahr von Elektro-

fahrzeugen als wahr unterstellt. 
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 ARBEITSRECHT 
   

 
Gericht: LAG Kiel   

Quarantäne-Tage auf den Jahresurlaub anrechenbar 
 

BUrlG 
§ 9 Aktenzeichen: 1 Sa 208/21 

Datum: 15.02.2022 

 
LEITSATZ: Das LAG Kiel hat sich der Auffassung von LAG Düsseldorf und LAG Köln angeschlossen und für eine 
Anrechenbarkeit der Quarantäne-Tage auf den Jahresurlaub geurteilt. Das LAG Hamm ist anderer Ansicht. Die Re-
vision wurde zugelassen. 
 

SACHVERHALT 
Die Arbeitgeberin hatte dem klagenden Arbeitnehmer wie von ihm beantragt Urlaub für den 23. bis 31.12.2020 ge-

nehmigt. Danach ordnete das Gesundheitsamt für den Kläger für den Zeitraum 21.12.2020 bis 4.1.2021 Quarantäne 

an. Die Beklagte zahlte für die beantragte Zeit Urlaubsentgelt und rechnete die Tage auf den Urlaubsanspruch des 

Klägers an. Der Kläger ist der Auffassung, dass sein Urlaubsanspruch insoweit nicht erfüllt worden sei und nach wie 

vor bestehe. Die Arbeitgeberin habe ihm für Dezember 2020 nicht wirksam Urlaub gewährt. § 9 BUrlG sei zumindest 

analog anzuwenden. Es liege eine planwidrige und analogiefähige Regelungslücke vor. Die häusliche Quarantäne 

stelle einen erheblichen Eingriff in die Grundrechte des Arbeitnehmers dar und sei mit den Einschränkungen bei 

„normaler Arbeitsunfähigkeit“ durchaus vergleichbar. 

Dies sah das LAG anders. Das LAG folgte damit der Auffassung von LAG Düsseldorf (7 Sa 857/21) und LAG Köln 

(2 Sa 488/21). Anderer Ansicht ist jedoch das LAG Hamm (5 Sa 1030/21). Die Revision wurde wegen grundsätzli-

cher Bedeutung der in Rede stehenden Rechtsfrage zugelassen. Die Entscheidung ist nicht rechtskräftig. 
 

LÖSUNG 
§ 9 BUrlG ist nicht analog auf den Fall der Anordnung einer Quarantäne anzuwenden. Eine Analogie erfordert so-

wohl eine planwidrige Lücke als auch eine vergleichbare Interessenlage. Es liegt schon keine planwidrige Lücke vor. 

Die Begrifflichkeiten – u.a. des Ansteckungsverdächtigen – sind seit langem bekannt. Sie wurden aus dem BSeuchG 

in das Infektionsschutzgesetz übernommen. Das BAG vertritt durchgehend seit über 25 Jahren die Auffassung, dass 

eine analoge Anwendung von § 9 BUrlG wegen seines Ausnahmecharakters nicht in Betracht kommt. 
 

Der Gesetzgeber hat auf diese Rechtsprechung reagiert und eine § 9 BUrlG entsprechende Regelung für den Fortbe-

stand des Urlaubsanspruchs während eines Beschäftigungsverbotes im MuSchG eingefügt (§ 24 S. 2), nicht aber eine 

Regelung im Infektionsschutzgesetz. Die vom Kläger angeführte BGH-Entscheidung (III ZR 43/77) ist angesichts der 

ständigen Rechtsprechung des BAG überholt und hält gerade nicht fest, dass ein Arbeitnehmer, der seuchenrechtlich 

als „Ausscheider“, aber nicht „krank im Sinne des BUrlG“ eingestuft ist, generell seinen Urlaub nicht in Anspruch 

nehmen kann. 
 

Auch ist der Fall der Absonderungsanordnung unter Berücksichtigung des Gleichheitssatzes und zur Vermeidung von 

Wertungswidersprüchen nicht mit der Arbeitsunfähigkeit während des Urlaubs gleichzusetzen. Vorgaben für den 

Arbeitnehmer, wie er seinen Urlaub zu verbringen hat, gibt es nicht. Wie der Arbeitnehmer sich erholt, bleibt ihm 

überlassen. Unter Umständen wird er durch eine Absonderung überhaupt nicht in der Verwirklichung seines Urlaubs-

zwecks beeinträchtigt. Die analoge Anwendung von § 9 BUrlG kann aber nicht davon abhängen, wie ein Arbeitneh-

mer im konkreten Fall beabsichtigt, seinen Urlaub zu verbringen. 
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 VERWALTUNGSRECHT 
   
 
Gericht: BVerfG 

  

Verstoß gegen prozessuale Waffengleichheit wegen Erlass 
einstweiliger Anordnung ohne vorherige Anhörung 

GG 
Art. 3 I, 20 

III 
Aktenzeichen: 1 BvR 123/21 
Datum: 11.01.2022 

 
LEITSATZ: Das LG Berlin hat einen Presseverlag in seinem grundrechtsgleichem Recht auf prozessuale Waffen-
gleichheit gem. Art. 3 I i.V.m. Art. 20 III GG verletzt, indem es ohne vorherige Anhörung eine einstweilige Verfügung 
erlassen hat, mit der dem Verlag Teile einer Wort- und Bildberichterstattung untersagte wurden. Vor dem Erlass der 
Verfügung waren mehrere gerichtliche Hinweise an die prominente Antragstellerin des Ausgangsverfahrens ergan-
gen, infolge derer sie ihren Vortrag ergänzte und Anträge teilweise zurücknahm, ohne dass der Presseverlag hier-
von Kenntnis hatte oder ihm Gelegenheit zur Stellungnahme gewährt worden wäre. 

 

SACHVERHALT 
Gegenstand des zugrundeliegenden Verfahrens war die Geltendmachung von Unterlassungsansprüchen. Im Septem-

ber 2020 berichtete die Beschwerdeführerin - ein Presseverlag - in Wort und Bild über die Feier eines Richtfestes für 

das im Bau befindliche Anwesen der prominenten Antragstellerin des Ausgangsverfahrens (die Antragstellerin). Auf 

mehreren Fotos waren neben der Antragstellerin und ihrem Lebensgefährten der Rohbau des Hauses und die Gäste 

bei der Feierlichkeit zu sehen. Die Berichterstattung befasste sich u.a. kritisch mit der Art und Weise der Durchfüh-

rung der Feier während der aktuellen Corona-Pandemie. 

 

Die Antragstellerin mahnte die Beschwerdeführerin hinsichtlich bestimmter Teile der Wortberichterstattung sowie 

der gesamten Bildberichterstattung ab und forderte die Abgabe einer strafbewehrten Unterlassungserklärung. Die 

Beschwerdeführerin wies die geltend gemachten Ansprüche zurück. Im Oktober 2020 stellte die Antragstellerin beim 

LG einen Antrag auf Erlass einer einstweiligen Verfügung. Die Pressekammer des LG erteilte einen gerichtlichen 

Hinweis, worin sie Bedenken äußerte, allein der Antragstellerin und gewährte nur ihr Gelegenheit zur Stellungnahme. 

Nach Erwiderung der Antragstellerin erging erneut ein allein an sie gerichteter Hinweis des Gerichts, worauf hin die 

Antragstellerin den Antrag auf Erlass einer einstweiligen Verfügung teilweise zurücknahm. Das LG erließ anschlie-

ßend "wegen Dringlichkeit ohne mündliche Verhandlung" die angegriffene einstweilige Verfügung, die der Be-

schwerdeführerin Teile der Wort- und Bildberichterstattung untersagte. Die einstweilige Verfügung wurde der Be-

schwerdeführerin am 7.12.2020 zugestellt. 

 

Am 8.12.2020 baten die Bevollmächtigten der Beschwerdeführerin das LG um Übersendung etwaiger gerichtlicher 

Schreiben oder Aktennotizen in der vorliegenden Sache. Die Unterlagen gingen erst am 5.1.2021 bei den Bevoll-

mächtigten der Beschwerdeführerin ein. Die Beschwerdeführerin rügt eine Verletzung ihres Anspruchs auf prozessu-

ale Waffengleichheit sowie ihrer Rechte aus Art. 5 Abs. 1 GG. 

 

Die Verfassungsbeschwerde hatte vor dem BVerfG Erfolg. 

 

LÖSUNG 
Der Erlass der einstweiligen Verfügung durch das LG hat die Beschwerdeführerin in ihrem grundrechtsgleichen 

Recht auf prozessuale Waffengleichheit aus Art. 3 I i.V.m. Art. 20 III GG verletzt. 

 

Die prozessuale Waffengleichheit steht im Zusammenhang mit dem Gehörsgrundsatz aus Art. 103 I GG, der eine 

besondere Ausprägung der Waffengleichheit ist. Als prozessuales Urrecht gebietet dieser, in einem gerichtlichen 

Verfahren der Gegenseite grundsätzlich vor einer Entscheidung Gehör und damit die Gelegenheit zu gewähren, auf 

eine bevorstehende gerichtliche Entscheidung Einfluss zu nehmen. Entbehrlich ist eine vorherige Anhörung nur in 

Ausnahmefällen. 
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Eine stattgebende Entscheidung über den Verfügungsantrag kommt grundsätzlich nur in Betracht, wenn die Gegen-

seite die Möglichkeit hatte, auf das mit dem Antrag und weiteren an das Gericht gerichteten Schriftsätzen geltend 

gemachte Vorbringen zu erwidern. Gehör ist insbesondere auch zu gewähren, wenn das Gericht dem Antragsteller 

Hinweise nach § 139 ZPO erteilt, von denen die Gegenseite sonst nicht oder erst nach Erlass einer für sie nachteiligen 

Entscheidung erfährt. Ein einseitiges Geheimverfahren über einen mehrwöchigen Zeitraum, in dem sich Gericht und 

Antragsteller über Rechtsfragen austauschen, ohne den Antragsgegner in irgendeiner Form einzubeziehen, ist mit den 

Verfahrensgrundsätzen des GG unvereinbar. 

 

Nach diesen Maßstäben verletzt der angegriffene Beschluss die Beschwerdeführerin offenkundig in ihrem grund-

rechtsgleichen Recht auf prozessuale Waffengleichheit. Durch Erlass der einstweiligen Verfügung ohne jegliche 

Einbeziehung der Beschwerdeführerin war vorliegend keine Gleichwertigkeit ihrer prozessualen Stellung gegenüber 

der Verfahrensgegnerin gewährleistet. Das LG äußerte sich im Rahmen seiner schriftlichen Hinweise allein gegen-

über der Antragstellerin zu seiner vorläufigen Rechtsauffassung in der Sache. Die Antragstellerin hatte daraufhin 

Gelegenheit Stellung zu nehmen, ergänzte ihren Vortrag und nahm ihren Antrag auf den zweiten richterlichen Hin-

weis hin teilweise zurück. Die Beschwerdeführerin hingegen erfuhr erst nach Erlass der sie belastenden einstweiligen 

Verfügung, dass ein Verfahren anhängig war und dass das Gericht Hinweise erteilt hatte. 

 

Auch eine Gelegenheit, sich zum weiteren Vorbringen der Antragstellerin zu äußern, wurde ihr nicht gegeben. Er-

schwerend kommt hinzu, dass das LG der Beschwerdeführerin erst nach mehrmaliger Nachfrage und zudem acht 

Wochen nach Erlass der gegen sie gerichteten einstweiligen Verfügung die gerichtlichen Hinweise zukommen ließ, 

so dass der Beschwerdeführerin erst ab diesem Zeitpunkt das gesamte Prozessgeschehen bekannt war. Vorliegend 

wäre die Einbeziehung der Beschwerdeführerin durch das Gericht vor Erlass der Verfügung offensichtlich geboten 

gewesen. 

 

 

 
Gericht: OLG Frankfurt 

  

Äußerungsrecht: Deutung einer Aussage stellt Meinungs-
äußerung dar 

GG 
Art. 2 II, 1 

II 
Aktenzeichen: 16 U 87/21 
Datum: 10.02.2022 
 
LEITSATZ: Die Deutung einer Aussage einer die Verhältnismäßigkeit der Corona-Maßnahmen hinterfragenden Per-
son stellt eine Meinungsäußerung dar. Als Bestandteil des geistigen Meinungskampfes in einer die Öffentlichkeit 
wesentlich berührenden Frage ist diese Meinungsäußerung nicht rechtswidrig. 

 

SACHVERHALT 
Die Klägerin engagiert sich in einer Initiative, die die Verhältnismäßigkeit der staatlich angeordneten Corona-

Maßnahmen hinterfragt und in einer mittelhessischen Stadt seit Sommer 2021 angemeldete öffentliche Versammlun-

gen durchführt. Im Zusammenhang mit zuvor durchgeführten nicht angemeldeten Zusammenkünften war auch die 

Klägerin beim Ordnungsamt angezeigt worden. Altstadtbewohner hatten den Bürgermeister auf diese Zusammen-

künfte aufmerksam gemacht. 

Die Klägerin veröffentlichte daraufhin im Internet ein Gedicht unter dem Titel „Denunzianten“, in dem es u.a. heißt, 

dass „manch einer“, der „genüsslich denunzierte“ sich vor einem „Drei-Mann-Standgericht“ wiederfand, dessen Ur-

teil „Tod durch Erschießen“ lautete. 

Die Beklagte engagiert sich in einer Gegeninitiative und veröffentlichte über Facebook ihrerseits einen Text. Die 

Klägerin wurde dort aufgefordert zu erklären, was sie mit ihrem „unfassbaren Statement“ genau meinte. Weiter hieß 

es: „Darin fordert (die Klägerin) sinngemäß für in ihren Augen Denunzianten ein knappes 3-Mann-Standgericht mit 

dem einzig richtigen Urteil "Tod durch Erschießen".“ 

Die Klägerin forderte von der Beklagten im Eilverfahren, dass sie es unterlässt, zu behaupten, sie fordere in Bezug 

auf die Anzeigen von Bürgern hinsichtlich der nicht angemeldeten Zusammenkünfte die genannte Vorgehensweise. 

Das LG hat den Erlass einer einstweiligen Verfügung zurückgewiesen. Auch die hiergegen gerichtete Berufung der 

Klägerin blieb vor dem OLG erfolglos. Die Entscheidung ist nicht anfechtbar. 
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LÖSUNG 
Der Klägerin steht kein Unterlassungsanspruch nach § 1004 I 2 i.V.m. § 823 I BGB zu, denn ihr Persönlichkeitsrecht 

(Art. 2 II, Art. 1 II GG) wurde durch die angegriffene Äußerung nicht rechtswidrig verletzt. 
 

Bei der angegriffenen Äußerung handelt es sich nicht um eine Tatsachenbehauptung. Aus dem Gesamtkontext ergibt 

sich vielmehr, dass eine Meinungsäußerung vorliegt. Maßstab ist dabei das Verständnis eines unvoreingenommenen 

und verständigen Publikums. Demnach hat die Beklagte ihr Verständnis von dem Text der Klägerin wiedergegeben. 

Der Leser versteht, dass die angegriffene Äußerung „die Deutung“ der Beklagten darstellt. Dafür spricht allein der 

Zusatz „sinngemäß“. Der Klägerin wird gerade keine Äußerung „in den Mund gelegt“, die sie so nicht getan hat. Die 

angegriffene Äußerung enthält kein objektiv falsches Zitat, sondern die Interpretation eines Dritten, hier der Beklag-

ten. 
 

Meinungsäußerungen unterliegen grundsätzlich grundrechtlichem Schutz. Bei Abwägung der berührten Rechtspositi-

onen stellt sich hier der mit der Äußerung verbundene Eingriff in die Ehre und das Persönlichkeitsrecht der Klägerin 

nicht als rechtwidrig dar. Die angegriffene Äußerung geht vielmehr auf objektive Anhaltspunkte in Form des veröf-

fentlichten Gedichts zurück. Die Beklagte bezieht sich auch darauf. Die Veröffentlichung der Beklagten stellt somit 

einen Beitrag zum „geistigen Meinungskampf in einer die Öffentlichkeit wesentlich berührenden Frage“ dar. Die 

Interessen der Klägerin müssen dahinter zurücktreten. 
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